
SPD-Flügel will Industrie fördern

BERLIN (jd) Die unter den Vorsit-
zenden Saskia Esken und Norbert
Walter-Borjans stärker nach links
ausgerichtete SPD soll mehr In-
dustriepolitik wagen. Das fordert
der konservative„Seeheimer Kreis“
der SPD-Bundestagsfraktion in ei-
nem Positionspapier, das unserer
Redaktion vorliegt. Darin pochten
sie auf Entlastungen für Unterneh-
men bei der Energiewende.
So heißt es auf den vier Seiten,

dass es für Unternehmen der stro-
mintensiven Industrie„eine zeitlich
begrenzteEntlastungdurcheineAb-
senkungder Steuern,Umlagenund
Abgaben auf Strom“ geben müsse.
Der Grund: Die „Seeheimer“ sehen
durch die CO2-Bepreisung zusätz-
liche Belastungen auf diese Unter-
nehmen zukommen, weil sie von

einer Absenkung der EEG-Umla-
ge aufgrund der bestehenden Be-
freiung nicht profitieren würden.
Zudem wolle man Investitionen in
eine klimaneutraleProduktion steu-
erlich fördern.„ImGegenzug sollen
sich diese Unternehmen verpflich-
ten, ihre Treibhausgas-Emissio-
nen bis zum Jahr 2035 deutlich zu
reduzieren und bis 2050 komplett
CO2-neutral zu produzieren.“ Es
brauche Klarheit bis zur Einfüh-
rungderCO2-Bepreisung, damit die
Unternehmen ihre Zukunft weiter-
hin inDeutschland sähen.Denbes-
ten Klimaschutz gewährleiste man
durch Arbeitsplätze. Zugleich for-
dern die „Seeheimer“ einen euro-
päischen Binnenmarkt, „der nur
CO2-neutral produzierteWarenaus-
und einführt“.

Der konservative Flügel, zu dem
ein gutes Drittel der 152 sozialde-
mokratischen Abgeordneten ge-
hört, pocht zudem auf eine Indus-
triestrategie, dienichtnurnationale
oder europäischeChampions inden
Blick nimmt, sondern auch mittel-
ständische Unternehmen. „Man
hat schon Zweifel, ob Bundeswirt-
schaftsminister Peter Altmaier
(CDU) die enorme Bedeutung der
heimischen Industriemit samt den
dazugehörigen Wertschöpfungs-
ketten inklusive Handwerk für den
Wirtschaftsstandort auch nur an-
satzweise erkannt hat“, sagte Dirk
Wiese, Sprecherdes SeeheimerKrei-
ses. Es hatte scharfe Kritik aus der
Wirtschaft aneiner ersten Industrie-
strategie desMinisters gegeben, bis
er Nachbesserungen versprach.

Die konservativen „Seeheimer“ fordern geringere Stromkosten für Unternehmen.

NRW ruft kaum Fördergeld ab

DÜSSELDORF (tor) Die landeswei-
te Krise im sozialen Wohnungs-
bau setzt sich fort. In einer Umfra-
ge desWDR gaben 20 der 54 Kreise
und kreisfreien Städte in NRW an,
im vergangenen Jahr weniger als
die Hälfte der bereitgestellten Lan-
desmittel genutzt zu haben. Zehn
Städte hätten sogar überhaupt kei-
neFördermittel fürneueSozialwoh-
nungenabgerufen, soderWDR.Zur
Begründung verwiesen die Kreise
auf Personalmangel und hohe bü-
rokratische Hürden beim Abrufen
der Fördergelder. Das Bauministe-
riumhielt dagegen,NRWgehörebei
der Förderung von Sozialwohnun-
gen zu den „aktivsten und erfolg-
reichsten Bundesländern“.
Schon 2018 waren landesweit

nur 6159 neue Sozialwohnungen

entstanden, fast 15 Prozent weni-
ger als 2017. Die Zahlen überrasch-
ten, weil das Land 2018 so viel Geld
für die Förderung von Wohnraum
ausgegeben hatte wie seit 2012
nicht mehr. LautWDR ging der so-
ziale Neubau 2019 nun erneut um
zehn Prozent zurück. Die genau-
en Zahlen will das NRW-Bauminis-
terium Anfang Februar veröffent-
lichen. Der soziale Wohnungsbau
soll vor allem einkommensschwa-
che Menschen mitWohnraum ver-
sorgen. Angesichts der seit Jahren
stark steigenden Mieten hat in etli-
chen Großstädten inzwischen aber
fast die Hälfte der Bevölkerung An-
spruch auf eine Sozialwohnung. In
denBallungsräumendes Landes ist
die Wohnungsnot im Niedrigpreis-
segment am größten.

Der stellvertretendeFraktionschef
der SPD imLandtag, JochenOtt, sag-
te unserer Redaktion: „Sollten sich
dieseZahlendurchdie Landesregie-
rungbestätigen,wäredas eine totale
Bankrotterklärung für Bauministe-
rin Scharrenbach. Sie muss ihre of-
fiziellen Zahlen jetzt umgehend auf
denTisch legen.“DieOpposition im
Landtag fordert unter anderem die
Neugründung einer landeseigenen
Wohnungsbaugesellschaft, die ge-
zielt günstigenWohnraumschaffen
soll.Über eine solche verfügteNRW
bis 2008.Diedamalige schwarz-gel-
beLandesregierunghattediehoch-
defizitäreundvonvielenSkandalen
geschüttelte LEG 2008 privatisiert.
Seither macht das Unternehmen
Gewinne und bietet immer noch
günstigenWohnraum an.

Kreise und Städte beklagen Bürokratie beim Bau neuer Sozialwohnungen.

Der frühere Ministerpräsident von
Sachsen, Kurt Biedenkopf (CDU),
und der einstige NRW-Verkehrsmi-
nister Christoph Zöpel (SPD) ken-
nen sich gut aus der Landes- und
Bundespolitik. Beide waren zeit-
gleich an der Ruhruniversität Bo-
chum, Biedenkopf als Rektor, Zö-
pel als AStA-Vorsitzender. Zum 90.
Geburtstag des CDU-Politikers am
kommenden Dienstag hat unser
Redakteur die beiden für ein Inter-
view in Biedenkopfs Anwaltskanz-
lei in Dresden getroffen.

Herr Biedenkopf, Herr Zöpel, Sie
waren einst dieVordenker in Ihren
jeweiligen Parteien. Gibt es eine
solche Rolle auch heute? Und wer
übt sie aus?
BIEDENKOPF Ich mag die Bezeich-
nung Vordenker nicht. Die Zeiten
sind heute ganz anders. Wir haben
damals eineBestandsaufnahmedes
Gegenwärtigen gemacht und uns
gefragt, was sich daraus Neues ent-
wickeln könnte. Dann konnte man
arbeiten.GroßeProgramme funkti-
onierten inderPolitik höchst selten,
weil sie die Menschen nicht ausrei-
chend integrierenkonnten, ja sogar

an ihrenvorbeigingen.Heute geht es
darum, dass viele Länder in Europa
nichthandlungsfähig sind, unddass
derPopulismus vernünftige Lösun-
gen verhindert.
ZÖPEL Ich sehe, dassdiebeidengro-
ßen Volksparteien nicht mehr für
Menschen interessant sind, die in
ParteienüberVeränderungen reden
wollen. IntellektuelleAnstößekom-
menheute vonaußen.Wer alsHoch-
schullehrer oder Intellektueller über
gesellschaftliche Probleme nach-
denkt, macht das lieber außerhalb
einer Partei. Das war früher anders.
In beiden Parteien gibt es kaum je-
mandBekannten, derdarübernach-
denkt, was grundsätzlich gemacht
werdenmuss, undwenn ja, stößtdas
aufAblehnungdurchaktiveFunkti-
onsträger.
BIEDENKOPF Ich gehe noch weiter.
Es gibt derzeit keine Entschlossen-
heit, dieWirklichkeit zu verstehen.

Können Sie ein Beispiel nennen?
BIEDENKOPFWerhätte gedacht, dass
eine neue Technologie in Gestalt
der Digitalisierung über das Land
rasen könnte, und Zehntausende
vonMenschen ihre Jobs verlieren.

ZÖPEL Gleichzeitig entstehen aber
dort neue Arbeitsplätze. Man weiß
eben nur nicht genau, wo welche
Stellen neu geschaffen werden.

Es wird ja umgekehrt behauptet,
dass Deutschland in der Digitali-
sierung zurückliegt.
ZÖPEL Man sollte da nicht alles
schlechtreden. An der Universität
Bochum gibt es sieben Lehrstühle
zu Informationssicherheit, ein jun-
gerWissenschaftler ist dazuausHar-
vard zurückgekehrt, weil Bochum
besser sei. Das Urteil, Deutschland
liegt in der Digitalisierung zurück,
ist mir zu pauschal.
BIEDENKOPF Und dann frage ich
mich, warum es notwendig ist, alle
Prozesse in allen Unternehmen zu
digitalisieren. Sind die deutschen
Unternehmen deshalb weniger
wettbewerbsfähig, wenn sie sich
auf die neue Technologie stürzen?
Wenn ich die Exporterfolge unserer
Firmen sehe, halte ich den angebli-
chen Rückstand für nicht so gravie-
rend. Und wenn ich ins Ruhrgebiet
oder nach München schaue, dann
ist Deutschland in vielen digitalen
Anwendungen sogar vorne.

Reden wir über die Folgen der Digi-
talisierung. Sind wir Deutsche dar-
auf zu wenig vorbereitet?
BIEDENKOPF Wir sind eine altern-
de Gesellschaft. Die USA sind jün-
ger als wir, die Afrikaner sind noch
weit jünger imDurchschnitt als un-
sere deutsche Bevölkerung. Junge
Bevölkerungen nehmen die neu-
en Technologien bereitwilliger an
als ältere. Zugleich verlassen vie-
le Hochgebildete unser Land, weil
die Entwicklung in anderen Teilen
derErde spannenderundprodukti-
ver sein könnte. Insofern ist diePoli-
tik schongefordert, die Problemezu
benennen und die Attraktivität der
Bevölkerungund ihrer Strukturen in
Deutschland zu befördern.

Was können demokratische Partei-
en, zumal die traditionellenVolks-
parteien, tun?
BIEDENKOPF Ich darf es Ihnen an ei-
nem Beispiel erklären. Ich war mit
60 Jahren finanziell gut abgesichert
und konnte mich auf einen erfüll-
ten Lebensabend freuen. Aber ich
habe damals gleichwohl das Wag-
nis unternommen, hier in Sachsen
anverantwortlicher Stelle alsMinis-
terpräsident des Landes noch ein-
malmitzuwirken undNeues zu ler-
nen. Erst zwölf Jahre später habe
ich dann die Politik verlassen, weil
es zunehmend Intrigen gab. In ei-
nem solchen Klima kann ich nicht
arbeiten. Intrigen konnten auch in
meiner Partei andere wohl besser.

Fehlen solche Politiker heute?
ZÖPEL Es gibt und gab zu allen Zei-
tenPolitiker, die denMuthatten, et-
was zu unternehmen – ohne Absi-
cherung. Und gleichzeitig gibt und
gab es immer Karrierepolitiker, die
vor allem an ihre Posten denken

oder dachten.

Auf was kommt es an?
BIEDENKOPFDie Politik ist in Teilen
komplizierter geworden.Wennzwei
große Parteien, in diesem Fall die
Union und die SPD, die Strömun-
gen imLand jeweils in ihremBereich
zum Ausgleich bringen können, ist
die Regierungstätigkeit leichter.
Koalitionen von drei oder gar vier
Parteien brauchen so viel Zeit für
Grabenkämpfe zwischen diesen
Gruppen und verschwenden damit
konstruktive politische Arbeit. Die
Folge ist, dassdasPublikumsich von
ihnen abwendet.
ZÖPEL Deshalb wäre es gut, wenn
wieder die Alternative zur Auswahl
stünde, ein linksdemokratisches
und ein rechtsdemokratisches La-
ger. Wenn diese Alternative sicht-
bar ist , verlieren rechts- und links-
populistische Angebote an Wert.
Das ist notwendig für die parla-
mentarische Demokratie. Die neu-
enSPD-ParteivorsitzendenNorbert
Walter-Borjans und Saskia Esken
haben die Aufgabe nach der nächs-
tenBundestagswahl die linksdemo-
kratische Alternative aus SPD, Grü-
nenundLinkenmöglich zumachen,
auch programmatisch.

Warum ist die AfD in Ostdeutsch-
land so stark?
ZÖPEL Wir brauchen Zeit, um die
Menschen davon zu überzeugen,
dass ihnen durch Globalisierung
oder Migration keine dauerhaften
Nachteile, sondern Vorteile entste-
hen. InOstdeutschlandgibt es kaum
Migranten, trotzdem ist die Ableh-
nungdorthöher als inder altenBRD.
WenndieMenschenerkennen, dass
Migranten die Sozialversicherung
stabilisieren und tendenziell – bei
allenSchwierigkeiten –denFachar-
beitermangel lindern, wächst auch
in Ostdeutschland die Wertschät-
zung für Migranten.
BIEDENKOPF Ob die AfD weiter
wachsen wird, ist offen. Zum einen
sollten wir mit der Migration ver-
nünftig umgehen und bedenken,
dass nach einer gewissen Zeit die
Migration sich sogar zu einem Ge-
winnerthema für Deutschland ent-
wickeln könnte.

Überfordern Sie mit einem unkon-
trollierten Zuzug nicht die Men-
schen – im Osten wie imWesten?
ZÖPEL Die Zuwanderung muss ge-
ordnet sein, sie darf aber nicht ver-
hindert werden. Ich bin sicher,
dass viele syrische Flüchtlinge wie-
derheimkehren,wenndort Frieden
oder halbwegs sichere Verhältnis-
se bestehen. Mit der Türkei hätten
wir einen solchen Stand schon er-
reicht,wenn sichdie Lagedort poli-
tischnicht entdemokratisiert hätte.
BIEDENKOPF Die Entwicklung, dass
Menschen Grenzen überschrei-
ten, und zwar in beiden Richtun-
gen, lässt sich nicht aufhalten.
Ich halte insbesondere auf länge-
re Sicht nichts von der Schließung

von Grenzen. Wir müssen auch
wegen der veränderten demogra-
fischen Entwicklung für Migrati-
on offen sein, wenn auch unter be-
stimmten Bedingungen. Schauen
Sie doch, was sich jetzt schon ent-
wickelt, etwa inden internationalen
FilmenausHollywoodundanderen
ZentrenderBranche.Dort ist esnor-
mal geworden, dass Menschen mit
unterschiedlicher Hautfarbe oder
Herkunft alle Rollen übernehmen
können.Dawird eine schwarzeFrau
voneinemWeißengerettet undum-
gekehrt. Da ist ein Schwarzer mal
derGute undmal der Bösewicht. Es
geht um das Menschliche. Die Ki-
nobesucher oder Netflix-Zuschau-
er sinddannnichtmehrüberrascht,
dass sie Menschen unterschiedli-
cher Herkunft und Aussehen auch
in ihrer Stadt begegnen.

Die jungen Leute machen sich oh-
nehin mehr über das Klima Sorgen.
BIEDENKOPFManche Prozesse sind
irreversibel. Gletscher sind ge-
schmolzen, die Polkappen werden
kleiner, Australien bekommt die
Brände nicht in den Griff. Wir kön-
nen solche Prozesse, die sich inten-

siv auf denKlimawandel auswirken,
verlangsamen, vielleicht ganz stop-
pen.Wir müssen sie aber vor allem
verstehen. Ich finde die Bewegung
Fridays for Future und dieUmwelt-
aktivistin Greta Thunberg bemer-
kenswert.Die Schülerin aus Schwe-
den habe ich selbst erlebt. Aber wir
müssen auch darauf achten, dass
die Jugendlichen ihre Ausbildung
nicht zu sehr reduzieren. Sonstwird
ihnendieExpertisedafür fehlen,wie
manmit der Jahrhundertherausfor-
derung umgehenmuss.
ZÖPEL Große Unternehmen müs-
sen bereit sein, bei ihren langfristi-
gen Investitionen Technologien zu
benutzen, die nicht klimaschäd-
lich sind. Ichkannmichnochandie
Zeit erinnern, als Windkraft nicht
als Alternative zur Kernkraft ange-
sehenwurde. Jetzt lassen sich sogar
die Kohlekraftwerke ersetzen. Eine
Verkehrswende ist nur zu schaffen,
wenn die Autokonzerne den Tech-
nologiewechsel vollziehen – besser
in Richtung grünemWasserstoff als
in Richtung Elektromobilität.

MARTIN KESSLER FÜHRTE
DAS GESPRÄCH

Migration könnte ein Gewinnerthema werden
Die einstigen Visionäre von CDU und SPD empfehlen durchlässigere Grenzen und mehr Tempo beim Klimaschutz.
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Christoph Zöpel (SPD) war von 1978 bis 1990NRW-Minister, zuletzt für Stadt-
entwicklung,Wohnen und Verkehr.
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